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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Änderung des Schulunterrichtsgesetzes 

§ 13b. (1) Schülern ab der 8. Schulstufe allgemein bildender sowie 
berufsbildender mittlerer und höherer Schulen kann auf ihr Ansuchen die Erlaubnis 
erteilt werden, zum Zweck der individuellen Berufs(bildungs)orientierung an bis 
zu fünf Tagen pro Unterrichtsjahr dem Unterricht fern zu bleiben. Die Erlaubnis 
zum Fernbleiben ist vom Klassenvorstand nach einer Interessenabwägung von 
schulischem Fortkommen und beruflicher bzw. berufsbildender Orientierung zu 
erteilen. 

§ 13b. (1) Schülern allgemein bildender sowie berufsbildender mittlerer und 
höherer Schulen, die sich zumindest im achten Jahr der allgemeinen Schulpflicht 
befinden, kann auf ihr Ansuchen die Erlaubnis erteilt werden, zum Zweck der 
individuellen Berufs(bildungs)orientierung an bis zu fünf Tagen pro 
Unterrichtsjahr dem Unterricht fern zu bleiben. Die Erlaubnis zum Fernbleiben ist 
vom Klassenvorstand nach einer Interessenabwägung von schulischem 
Fortkommen und beruflicher bzw. berufsbildender Orientierung zu erteilen. 

(2) bis (4) (2) bis (4) 
Gestaltung des Schullebens und Qualitätssicherung Gestaltung des Schullebens, Sicherheit in der Schule einschließlich 

Kinderschutz und Qualitätssicherung 
§ 44. (1) Der zuständige Bundesminister hat durch Verordnung die näheren 

Vorschriften über das Verhalten der Schüler in der Schule, bei 
Schulveranstaltungen (§ 13) und bei schulbezogenen Veranstaltungen (§ 13a), über 
Maßnahmen zur Sicherheit der Schüler in der Schule, bei Schulveranstaltungen 
und bei schulbezogenen Veranstaltungen sowie zur Ermöglichung eines 
ordnungsgemäßen Schulbetriebes auf Grund dieses Abschnittes und unter 
Bedachtnahme auf das Alter der Schüler, die Schulart sowie die der Schule 
obliegenden Aufgaben zu erlassen. Das Schulforum (§ 63a) bzw. der 
Schulgemeinschaftsausschuß (§ 64) kann darüber hinaus, soweit es die besonderen 
Verhältnisse erfordern, eine Hausordnung erlassen; sie ist der zuständigen 
Schulbehörde zur Kenntnis zu bringen und durch Anschlag in der Schule 
kundzumachen. In der Hausordnung können je nach der Aufgabe der Schule 
(Schulart, Schulform), dem Alter der Schüler sowie nach den sonstigen 
Voraussetzungen am Standort (zB Zusammensetzung der Klasse, schulautonome 
Profilbildung, Beteiligung an Projekten bzw. Schulpartnerschaften, regionale 
Gegebenheiten) schuleigene Verhaltensvereinbarungen für Schüler, Lehrer und 
Erziehungsberechtigte als Schulgemeinschaft und Maßnahmen zur Förderung der 
Schulqualität festgelegt werden, wobei das Einvernehmen aller Schulpartner 
anzustreben ist. Die Hausordnung einer Privatschule darf deren besondere 
Zielsetzung nicht beeinträchtigen. 

§ 44. (1) Der zuständige Bundesminister hat durch Verordnung die näheren 
Vorschriften über das Verhalten, über Maßnahmen zur Sicherheit einschließlich 
Kinderschutz und zur Ermöglichung eines ordnungsgemäßen Schul- und 
Unterrichtsbetriebes in der Schule, bei Unterricht außerhalb einer für schulische 
Zwecke gewidmeten Liegenschaft (dislozierter Unterricht), bei 
Schulveranstaltungen (§ 13) und bei schulbezogenen Veranstaltungen (§ 13a), zu 
erlassen. Das Schulforum (§ 63a) bzw. der Schulgemeinschaftsausschuß (§ 64) 
kann darüber hinaus, soweit es die besonderen Verhältnisse erfordern, eine 
Hausordnung erlassen; sie ist der zuständigen Schulbehörde zur Kenntnis zu 
bringen und durch Anschlag in der Schule kundzumachen. In der Hausordnung 
können je nach der Aufgabe der Schule (Schulart, Schulform), dem Alter der 
Schüler sowie nach den sonstigen Voraussetzungen am Standort (zB 
Zusammensetzung der Klasse, schulautonome Profilbildung, Beteiligung an 
Projekten bzw. Schulpartnerschaften, regionale Gegebenheiten) schuleigene 
Verhaltensvereinbarungen für Schüler, Lehrer und Erziehungsberechtigte als 
Schulgemeinschaft und Maßnahmen zur Förderung der Schulqualität festgelegt 
werden, wobei das Einvernehmen aller Schulpartner anzustreben ist. Die 
Hausordnung einer Privatschule darf deren besondere Zielsetzung nicht 
beeinträchtigen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(2) … (2) … 
 (3) Die Verordnung des Bundesministers gemäß Abs. 1 hat jedenfalls 

 1. eine allgemeine Verhaltensrichtlinie für alle sich in der Schule, bei 
Schulveranstaltungen und schulbezogenen Veranstaltungen aufhaltenden 
Personen und Folgen bei Verstößen gegen diese festzulegen, 

 2. ein verpflichtendes, in einem partnerschaftlichen Prozess zu 
erarbeitendes, Kinderschutzkonzept vorzusehen, 

 3. die Berechtigung von Personen zum Aufenthalt in der Schule festzulegen, 
 4. die Pflichten der Schülerinnen und Schüler während des Aufenthalts in 

der Schule, bei der Teilnahme an Schulveranstaltungen und 
schulbezogenen Veranstaltungen festzulegen, 

 5. auf die Bestimmungen dieses Abschnittes Bedacht zu nehmen, 
 6. die Schulart und 
 7. das Alter der Schülerinnen und Schüler zu beachten. 

 (4) Das Kinderschutzkonzept gemäß Abs. 3 Z 2 muss jedenfalls 
 1. Maßnahmen zum Schutz der Schülerinnen und Schüler vor physischer, 

psychischer und sexualisierter Gewalt, 
 2. Regelungen über ein Kinderschutzteam, 
 3. eine Risikoanalyse über mögliche Beeinträchtigungen des Schutzes im 

Sinne der Z 1 unter besonderer Berücksichtigung des örtlichen 
Umfeldes der Schule und der Informations- und 
Kommunikationstechnologie, 

 4. Regelungen über den Umgang mit möglichen Beeinträchtigungen des 
Schutzes im Sinne der Z 1, insbesondere zur Anbringung von 
Sachverhalten, und 

 5. für die regelmäßig durchzuführende Evaluierung eine 
Frist, die höchstens drei Schuljahre betragen darf, 

enthalten. 
Provisorialverfahren (Widerspruch) 

§ 71. (1) … 
Provisorialverfahren (Widerspruch) 

§ 71. (1) … 
(2) Gegen die Entscheidung, 

 a) und b) … 
(2) Gegen die Entscheidung, 

 a) und b) … 
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 c) dass der Schüler zum Aufsteigen nicht berechtigt ist oder die letzte Stufe 

der besuchten Schulart nicht erfolgreich abgeschlossen hat (Entscheidung 
gemäß § 20 Abs. 6, 8 und 10, Entscheidung nach Ablegung von einer oder 
zwei Wiederholungsprüfungen, jeweils in Verbindung mit § 25), 

 d) bis h) … 
ist ein Widerspruch an die zuständige Schulbehörde zulässig. Der Widerspruch ist 
… 

 c) dass der Schüler aufgrund einer Entscheidung 
 aa) gemäß § 20 Abs. 6, 8 und 10, 
 bb) nach Ablegung von einer oder zwei Wiederholungsprüfungen, 
 cc) nach Ablegung der Wiederholung der Semesterprüfung über einen 

Pflichtgegenstand, oder 
 dd) nach Ablegung einer Ausgleichsprüfung über einen Pflichtgegenstand 

gemäß § 30 Abs. 1 bis 5 oder deren Wiederholung, 
jeweils in Verbindung mit § 25, zum Aufsteigen nicht berechtigt ist oder 
die letzte Stufe der besuchten Schulart nicht erfolgreich abgeschlossen 
hat, 

 d) bis h) … 
ist ein Widerspruch an die zuständige Schulbehörde zulässig. Der Widerspruch ist 
… 

(2a) bis (9) … (2a) bis (9) … 
Inkrafttreten 

§ 82. (1) bis (xx) … 
Inkrafttreten 

§ 82. (1) bis (24) … 
 (25) Die nachstehend genannten Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2023 treten wie folgt in bzw. außer 
Kraft: 
 1. § 13b Abs. 1 tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft, 
 2. die Überschrift des § 44 und § 44 Abs. 1, 3 und 4 treten mit 1. September 

2024 in Kraft wobei die Verordnung auf Grund der in § 44 Abs. 1 
genannten Bestimmung bereits von dem der Kundmachung des 
Bundesgesetzesblattes BGBl. I Nr. xxx/2023 folgenden Tag an erlassen 
werden kann, 

 3. § 71 Abs. 2 lit. c tritt mit 1. Dezember 2023 in Kraft, 
 4. die §§ 82i bis 82m samt Überschriften treten mit 1. Dezember 2023 außer 

Kraft. 
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Stufenweise Umsetzung Mittelschule 
§ 82i. An Neuen Mitteschulen können die die Mitteschule betreffenden 

Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 101/2018 bereits im Schuljahr 2019/20 angewendet werden. Dabei sind § 78 
erster Satz dieses Bundesgesetzes sowie § 7 Abs. 1 erster Satz, 2, 3 erster Satz, 5 
und 6 des Schulorganisationsgesetzes, BGBl. Nr. 242/1962, anzuwenden. Darüber 
hinaus darf eine Durchführung an einer Schule nur erfolgen, wenn die 
Erziehungsberechtigten von mindestens der Hälfte der Schülerinnen und Schüler 
und mindestens die Hälfte der Lehrerinnen und Lehrer der betreffenden Schule 
zustimmen. Die zuständige Schulbehörde hat die Durchführung zu betreuen und zu 
beaufsichtigen. 

Übergangsrecht betreffend Deutschförderklassen im Schuljahr 2018/19 
§ 82j. Für Schülerinnen und Schüler, die im Sommersemester des Schuljahres 

2018/19 eine Deutschförderklasse gemäß § 8h Abs. 2 des 
Schulorganisationsgesetzes besucht haben, gilt § 25 Abs. 5c zweiter Satz auch im 
Falle des § 18 Abs. 14 Z 2 sinngemäß. 
Abschließende Prüfungen einschließlich Reife- und Diplomprüfungen für die 

Schuljahre 2019/20 bis 2022/23 
§ 82l. In Ausnahme zu den Bestimmungen des 5. bis 8. Abschnittes dieses 

Bundesgesetzes über abschließende Prüfungen einschließlich Reife- und 
Diplomprüfungen kann der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung für die genannten Prüfungen für die Schuljahre 2019/20 bis 2022/23 
mit Verordnung Regelungen treffen. Diese Verordnung muss zumindest 
Regelungen über Form und Umfang der Prüfungen, die Zusammensetzung der 
Prüfungskommissionen, die Prüfungstermine, die Zulassung zur Prüfung, die 
Prüfungsgebiete, die Aufgabenstellungen und den Prüfungsvorgang enthalten. 

Festlegung von Fristen und schuljahresübergreifenden Regelungen für die 
Schuljahre 2019/20 bis 2022/23 aufgrund von Maßnahmen zur Bekämpfung 

von COVID-19 
§ 82m. (1) In Ausnahme zu den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes kann 

der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung für die Schuljahre 
2019/20 bis 2022/23 mit Verordnung 
 1. bestehende Stichtage abweichend festsetzen und gesetzliche Fristen 

verkürzen, verlängern oder verlegen, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 2. die Schulleitung ermächtigen oder verpflichten, in Abstimmung mit den die 

einzelnen Unterrichtsgegenstände unterrichtenden Lehrerinnen und 
Lehrern von der Aufteilung der Bildungs- und Lehraufgaben und des 
Lehrstoffes in den Lehrplänen auf die einzelnen Schulstufen oder Semester 
abzuweichen, Förderunterricht verpflichtend anzuordnen, den Besuch der 
gegenstandsbezogenen Lernzeit verpflichtend anzuordnen oder 
Ergänzungsunterricht vorzusehen, 

 3. den Einsatz von elektronischer Kommunikation für die Abhaltung von 
Konferenzen, für Unterricht und Leistungsfeststellung und -beurteilung 
regeln, 

 4. für Schularten, Schulformen, Schulen, Schulstandorte, einzelne Klassen 
oder Gruppen oder Teile von diesen bei ortsungebundenem Unterricht 
Leistungsfeststellung und -beurteilung regeln und 

 5. die Schulleitung ermächtigen oder verpflichten, die Unterrichtszeit in 
bestimmten Unterrichtsgegenständen teilweise oder zur Gänze auf Teile 
des Unterrichtsjahres zusammenzuziehen. 

Diese Verordnung muss unter Angabe der Geltungsdauer und einer neuen 
Regelung jene gesetzlichen Bestimmungen benennen, von welchen abgewichen 
werden soll und kann rückwirkend mit 16. März 2020 in Kraft gesetzt werden. 

(2) Unter Ergänzungsunterricht sind Unterrichtseinheiten zu verstehen, die 
zusätzlich zur lehrplanmäßig verordneten Stundentafel abgehalten werden, um im 
stundenplanmäßigen Unterricht nicht behandelten oder im ortsungebundenen 
Unterricht angeleitet erarbeiteten Lehrstoff zu behandeln. Ergänzungsunterricht 
und Förderunterricht können während des gesamten Schuljahres von Lehrkräften 
oder Lehramtsstudierenden durchgeführt werden. Die Teilnahme an diesem 
Unterricht kann als freiwillig oder für einzelne Schülerinnen oder Schüler 
verpflichtend geregelt werden. 

(3) Ortsungebundener Unterricht umfasst die Vermittlung von Lehrstoff und 
die Unterstützung von Schülerinnen und Schülern unter Einsatz elektronischer 
Kommunikationsmittel, deren Bereitstellung vom Bundesministerium für Bildung, 
Wissenschaft und Forschung unterstützt wird, (angeleitetes Erarbeiten) ohne 
physische Anwesenheit einer Mehrzahl von Schülerinnen und Schülern am gleichen 
Ort. 
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